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Nur angestellte LehrkräŌe an öffentlichen Musikschulen!  
 
Ein PosiƟonspapier des Landesverbandes niedersächsischer Musikschulen zum Einsatz von Hono-
rarkräŌen an öffentlichen und gemeinnützigen Musikschulen 

 
Bezug: Versicherungsrechtliche Beurteilung von LehrkräŌen und Dozenten nach Urteil des Bundessozialge-
richts (BSG) vom 28. Juni 2022 (B 12 R 3/20 R – sog. „Herrenberg-Urteil“) 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat ein wegweisendes Urteil zum BeschäŌigungsstatus der an Musikschulen und 
anderen Bildungseinrichtungen täƟgen LehrkräŌe und Dozent*innen gefällt. Insbesondere hat das BSG das Kri-
terium der betrieblichen Eingliederung von HonorarkräŌen neu bewertet und verschärŌ. Die SpitzenorganisaƟ-
onen der Sozialversicherung haben sich darauĬin verständigt, die Praxis der betrieblichen SV-Prüfungen an 
den Einrichtungen und somit auch die Statusüberprüfung der dort täƟgen LehrkräŌe entsprechend neu auszu-
richten.  

Der Verband deutscher Musikschulen (VdM) kommt zum Schluss, dass an öffentlichen und gemeinnützigen 
Musikschulen unter BerücksichƟgung der vom BSG angelegten Kriterien für Honorarverträge grundsätzlich 
keine Rechtsgrundlage mehr gegeben ist. Der Landesverband niedersächsischer Musikschulen schließt sich die-
ser Auffassung an. 

Der VdM sensibilisiert die Träger öffentlicher Musikschulen seit vielen Jahren für diese ProblemaƟk. Wiederholt 
hat er darauf hingewiesen, dass der Betrieb öffentlicher Musikschulen grundsätzlich nur mit angestelltem und 
weisungsgebundenem Lehrpersonal zu realisieren ist. In seinem StuƩgarter Appell (2017) fordert der VdM die 
Musikschulträger auf, den Anteil angestellter LehrkräŌe konƟnuierlich zu erhöhen, um die im PosiƟonspapier 
der Kommunalen Spitzenverbände geforderte Qualität der öffentlichen Musikschulen zu gewährleisten.  

An den öffentlichen und gemeinnützigen Musikschulen im VdM sind LehrkräŌe grundsätzlich im Rahmen einer 
sozialversicherungspflichƟgen Anstellung beschäŌigt. In geringem zeitlichem Umfang sind an vielen Einrichtun-
gen jedoch auch HonorarkräŌe täƟg. Vor dem Hintergrund der aktuellen Neubewertung empfiehlt der VdM 
den Musikschulträgern, zeitnah für einen rechtssicheren BeschäŌigungsstatus dieser LehrkräŌe zu sorgen. Der 
Verband steht den betroffenen Einrichtungen hierzu beratend zur Seite. 

Die PräsidenƟn des Landesverbandes niedersächsischer Musikschulen, Frauke Heiligenstadt MdB, begrüßt, 
dass mit dem Urteil nun eine klare Rechtsgrundlage geschaffen wurde, welche die öffentlichen Träger der Mu-
sikschulen in die Pflicht nimmt. „Öffentliche Musikschulen können ihren umfassenden BildungsauŌrag nur mit 
angestellten LehrkräŌen erfüllen. Die ihnen gewährten öffentlichen MiƩel ermöglichen den Einsatz von wei-
sungsgebundenen und sozialversicherungspflichƟg beschäŌigen Personal. Auf dieser Grundlage gewährleisten 
die Musikschulen ein breites und qualitätsvolles Angebot und schaffen einen bildungspoliƟschen Mehrwert, der 
täglich vielen Tausend Kindern und Jugendlichen zugutekommt.“ 

Der Vorsitzende des Landesverbandes, Holger Denckmann, betont zudem: „Die aktuellen Entwicklungen tragen 
auch zur Sicherung des musikpädagogischen Nachwuchses bei, denn nur mit der PerspekƟve einer Festanstel-
lung bleibt das Berufsbild eines/einer Musikschulpädagogen/in auch für zukünŌige Studienbewerber aƩrakƟv“. 

Angesichts der zu erwartenden Kostensteigerungen bei den kommunalen Trägern der Musikschulen gewinnt 
die von der rot-grünen RegierungskoaliƟon Ende 2023 beschlossene Erhöhung der LandesfördermiƩel für öf-
fentliche Musikschulen zusätzliche Bedeutung. Der Landesverband fordert das Land weiterhin auf, seinen Fi-
nanzierungsanteil an öffentlichen Musikschulen auf mindestens 10% der Betriebskosten zu erhöhen. 
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